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Generalversammlung Mieterverein Köln
Franz-Xaver Corneth erneut zum Vorstandsvorsitzenden gewählt

�Am 3. Juli 2019 fand in Köln
im Maternushaus die tur-

nusgemäße Generalversamm-
lung des Mietervereins Köln
statt. In dieser wurde der lang-
jährige bisherige Vorsitzende
Franz-Xaver Corneth für vier Jah-
re wiedergewählt. Auch die wei-
teren Mitglieder des Vorstandes
wurden in ihren Ämtern bestä-
tigt. Der Vorstand besteht somit
aus Franz-Xaver Corneth, seinen

Stellvertretern Bernhard Büche-
ler und Berthold Morell, zudem
aus Jürgen Becher, Dr. Eva Bür-
germeister, Alexander Oden-
thal, Dr. Franz-Georg Rips und
Dr. Wolfgang Uellenberg-van
Dawen.
Vor seiner Wiederwahl hatte
Franz-Xaver Corneth in einer Re-
de Stellung bezogen zur Woh-
nungssituation in Köln. Unter
anderem rügte er, dass man

abermals nicht die erforderliche
und angestrebte Zahl von 1.000
öffentlich geförderten Wohnun-
gen jährlich erreicht habe. Man
brauche eine neue Gemeinnüt-
zigkeit, Genossenschaften müss-
ten gefördert werden, Erbpacht
eine höhere Bedeutung bekom-
men. Es existiere keine Regional-
planung für den öffentlich geför-
derten Wohnungsbau, Bauan-
träge würden zu langsam bear-

beitet, insgesamt müsse man in
Köln intensiver gegen die Woh-
nungsnot vorgehen.
Diese Auffassung teilt auch Jo-
chen Ott, der stellvertretende
Fraktionsvorsitzende der SPD im
Landtag von Nordrhein-Westfa-
len, der die Grußworte sprach:
Wohnen dürfe kein Luxusgut
werden, er hoffe vielmehr auf ein
generelles Umdenken, öffentlich
geförderter Wohnraum dürfe
nicht länger diskreditiert wer-
den. Auch er machte sich dafür
stark, dass Erbpacht in Zukunft
wieder eine stärkere Bedeutung
bekommt.
Zudem verabschiedete die Gene-
ralversammlung einen Be-
schluss – die sogenannte „Köl-
ner Resolution“. Mit dieser (siehe
auch „Kölner Resolution“ im
Wortlaut) fordert der Mieterver-
ein Köln die Oberbürgermeiste-
rin Henriette Reker sowie Politik
und Verwaltung auf, eine woh-
nungspolitische Offensive auf
den Weg zu bringen, deren Ziel
es ist, bezahlbaren Wohnraum
besser zu schützen und mehr
Wohnungen zu erstellen. �

Die „Kölner Resolution“ im Wortlaut
�DerMietervereinKölnwen-

det sich in großer Sorge um
die Lebensbedingungen hun-
derttausender Einwohner und
den sozialen Zusammenhalt an
die Oberbürgermeisterin, an Rat
und Verwaltung, die demokrati-
schen Parteien, die Haus- und
Grundbesitzer, die Wohnungs-
wirtschaft, die Stadtgesellschaft.
Trotz des Anstiegs der Bauge-
nehmigungen und der Zunahme
der Zahl neu gebauter Wohnun-
gen in den letzten Jahren, gibt es
nach wie vor keine Entspannung
auf dem Wohnungsmarkt. Im
Gegenteil. Die prognostizierte
demographische Entwicklung
verlangt die Bereitstellung von

deutlich mehr bezahlbaren
Wohnungen als bisher.
Wenn nicht mit allen zur Verfü-
gung stehenden Instrumenten
und einer großen, möglichst ge-
meinsamen Anstrengung aller
Akteure deutlich mehr bezahlba-
rer Wohnraum erstellt und ange-
boten wird, dann kann aus dem
Mangel an bezahlbaren Woh-
nungen eine Wohnungsnot wer-
den, die die Entwicklung Kölns
und das Zusammenleben in die-
ser Stadt belastet, wenn nicht ge-
fährdet.

VVoorrssttaanndd  uunndd  GGeesscchhääffttssffüühhrruunngg  ddeess  MMiieetteerrvveerreeiinnss  KKööllnn::  GGeesscchhääffttssffüühhrreerr  HHaannss--JJüürrggeenn  OOllddiiggeess,,  sstteellllvv..
VVoorrssiittzzeennddeerr  BBeerrtthhoolldd  MMoorreellll,,  DDrr..  EEvvaa  BBüürrggeerrmmeeiisstteerr,,  VVoorrssttaannddssvvoorrssiittzzeennddeerr  FFrraannzz--XXaavveerr  CCoorrnneetthh,,  DDrr..
WWoollffggaanngg  UUeelllleennbbeerrgg--vvaann  DDaawweenn,,  sstteellllvv..  VVoorrssiittzzeennddeerr  BBeerrnnhhaarrdd  BBüücchheelleerr,,  AAlleexxaannddeerr  OOddeenntthhaall,,  JJüürrggeenn

BBeecchheerr,,  EEhhrreennmmiittgglliieedd  ddeess  VVoorrssttaannddeess,,  KKaarrll--HHeeiinnzz  OOddeenntthhaall,,  GGeesscchhääffttssffüühhrreerr  HHaannss  JJöörrgg  DDeeppeell  ((vv..  ll..))

Allein in Köln hat ca. die Hälfte
der Bevölkerung Anspruch auf
einen Wohnberechtigungs-
schein, aber nur 6,9 Prozent aller
Wohnungen werden mit öffentli-
chen Mitteln gefördert. Zudem
fallen immer noch Wohnungen
aus der Sozialbindung. Die Gen-
trifizierung erfasst immer weite-
re Viertel.
Gesetzliche Maßnahmen wie die
Einführung der Mietpreisbrem-
se, die Reduzierung der Moderni-
sierungsumlage von elf auf acht
Prozent, die Senkung der Kap-
pungsgrenze in gewissen Gebie-
ten von 20 auf 15 Prozent konn-
ten bisher ihre Wirkung nicht
entfalten. Der von der Landesre-

gierung beschlossene Verzicht
auf einen wirksamen Milieu-
schutz wird die Situation ver-
schärfen.
Obwohl sich der vom Mieterver-
ein vor Jahrzehnten auf den Weg
gebrachte Mietspiegel bewährt
hat, steigen die Mieten für Neu-
vermietungen in vielen Stadttei-
len auf ein immer neues Rekord-
hoch. Viele Mieterinnen und
Mieter müssen mittlerweile so-
gar mehr als 40 Prozent des ih-
nen zur Verfügung stehenden
Einkommens für die Miete auf-
bringen. Bezahlbaren Wohn-
raum zu finden gleicht der Suche
nach der Nadel im Heuhaufen.
Viele Menschen, die in der Stadt
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arbeiten und ein durchschnittli-
ches Einkommen verdienen,
müssen an den Stadtrand oder in
das Umland ziehen. Darunter
sind auch viele Berufstätige in
sozialen Dienstleistungsberufen
oder bei Polizei und Feuerwehr,
die dringend gebraucht werden,
aber immer weitere Wege vom
Wohnort zum Arbeitsplatz be-
wältigen müssen.
Der Kölner Mieterverein fordert
die Oberbürgermeisterin auf, ei-
ne wohnungspolitische Offensi-
ve in unserer Stadt auf den Weg
zu bringen und das Handeln al-
ler Akteure – der Stadt, der Ge-
nossenschaften, privater und
gemeinnütziger Investoren, der
Haus- und Grundbesitzer, des
Mietervereins, der Bauwirt-
schaft usw. – zu bündeln und die
folgenden Maßnahmen umzu-
setzen:

� Erstens:
Bezahlbarer Wohnraum
muss geschützt werden.
Fremdvermietungsportale wie
Airbnb laden geradezu zum
Missbrauch ein und entziehen
dem Wohnungsmarkt so Wohn-
raum, der dringend benötigt
wird. Wir schlagen eine öffentli-
che Kampagne zur Meldung von
Zweckentfremdung durch diese
Portale vor. 
Die Möglichkeit zur Schaffung
verschärfter Wohnraumschutz-
satzungen, die vorsehen, dass

Ersatzwohnraum nicht nur im
jeweiligen Stadtgebiet, sondern
im gleichen Stadtbezirk ge-
schaffen werden muss, muss
stärker genutzt werden. Not-
wendig ist die Einführung einer
Registrierungspflicht von An-
bietern und Angeboten, Zuwi-
derhandlungen müssen mit ei-
ner deutlich höheren Geldbuße
als den zurzeit möglichen
50.000 Euro geahndet werden
können. 
Weitere so genannte Milieu-
schutzsatzungen müssen erlas-
sen werden, um den Prozess von
Gentrifizierung und Verdrän-
gung zu stoppen. Blockaden in
einzelnen Bezirksvertretungen
müssen überwunden werden.
Die demokratischen Parteien
und ihre Mandatsträger müssen
sich dazu verpflichten. 

� Zweitens:
Es müssen schnell mehr
Wohnungen gebaut werden.
Die Ausweisung von Bauland für
bezahlbaren Wohnraum muss
erste Priorität der Stadtentwick-
lung und der Stadtplanung wer-
den. Dazu gehört die verstärkte
Bereitstellung von Bauland für
den genossenschaftlichen Woh-
nungsbau und die Erschließung
von Grundstücken im öffentli-
chen Besitz.
Die Stadt muss bereit sein, auch
wieder selbst Wohnungen nach
dem Modell des Gemeinde-Woh-

nungsbaus der Stadt Wien zu
schaffen.
Es müssen alle Möglichkeiten ge-
nutzt werden, brachliegende
Flächen zu nutzen und auch
Baugebote zu erlassen.
Über Bauanträge wird oft erst
nach einem Jahr entschieden.
Die Entscheidung über Bauan-
träge im vereinfachten Verfah-
ren muss zwingend innerhalb
von drei Monaten getroffen wer-
den. 
Großraumprojekte wie Kreuzfeld
im Kölner Norden dümpeln seit
Jahren dahin. Wir schlagen eine
nachvollziehbare und kontrol-
lierte Zeitplanung für die Schaf-
fung von Baurecht und die Ge-
winnung von Investoren vor. 
Es bedarf in der Region Köln
enormer Anstrengungen und ra-
scher und effektiver Maßnah-
men, um bezahlbare Wohnun-
gen dort zu schaffen, wo gute
Verkehrsanbindungen in die
Stadt Köln bestehen oder errich-
tet werden können. Mit diesem
Ziel muss die Regionalplanung
überprüft und gegebenenfalls
geändert werden.
Gewerbeflächen sollen so ge-
plant werden, dass dort auch
Wohnungsbau möglich ist und
bei dort tätigen oder anzusie-
delnden Unternehmen der Bau
von Werkswohnungen oder die
Förderung des Wohnungsbaus
angeregt werden kann. 
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Gemeinsam gegen Zweckentfremdung
Mietervereine und DEHOGA ziehen zukünftig an einem Strang

� Sowohl den Mieterverei-
nen im Rheinland als auch

dem Deutschen Hotel- und Gast-
stättenverband (DEHOGA) ist die
Zweckentfremdung von Wohn-
raum schon lange ein Dorn im
Auge. Mögen die Gründe hierfür
auch unterschiedlicher Art sein,
so eint sie die Gewissheit, dass
gegen den Missbrauch effektiver
als in der Vergangenheit vorge-
gangen werden muss. Deshalb
trafen sich am 21. Juni 2019 Ver-
treter des Mieterbundes

Bonn/Rhein-Sieg/Ahr, des Mie-
tervereins Düsseldorf, des Mie-
tervereins Köln sowie der Vorsit-
zende des Deutschen Mieterbun-
des NRW, Hans-Jochem Witzke,
mit Vertretern der DEHOGA
Nordrhein zu einem mehrstündi-
gen Erfahrungsaustausch in
Neuss.  Man beschloss, nunmehr
gemeinsam an einem Strang zu
ziehen und sich für effektivere
Maßnahmen einzusetzen. Ge-
meinsam fordern die Beteiligten
die Landesregierung auf, zusam-

men mit den Kommunen
schnellstmöglich und nachhal-
tig tätig zu werden. Insbesonde-
re in den Ballungszentren be-
steht dringender Handlungsbe-
darf. 
Hans Jörg Depel, Geschäftsführer
des Mietervereins Köln: „Es war
ein äußerst konstruktives Ge-
spräch. Wir werden nun ein ge-
meinsames Schreiben an Minis-
terpräsident Armin Laschet ver-
fassen. Zudem bitten wir ihn um
ein persönliches Gespräch.“        �

So long, Marion! 
Gelassen und immer die Ruhe
bewahrend, so kannte und
schätzte man Marion Kratel in
der Buchhaltung des Mieterver-
eins Köln. Am 31. Juli 2019 trat
sie nun ihren Ruhestand an

� 13 Jahre war Marion Kratel
der gute Geist unserer

Buchhaltung. Ihre Ruhe, ihr
freundliches Wesen, aber auch
ihr Überblick und ihr Organisati-
onsvermögen trugen nicht nur
dazu bei, dass man sich in ihrer
Gegenwart wohlfühlte, sondern
waren ein Garant dafür, dass die
Arbeit in ihrer Abteilung rei-
bungslos funktionierte. 
Die gebürtige Düsseldorferin, die
man nach all den Jahren guten
Gewissens mittlerweile als echte
und überzeugte Kölnerin be-
zeichnen darf, trat zum 31. Juli
2019 ihren Ruhestand an. Lang-
weilig wird ihr wohl nicht wer-
den: Sie möchte die neugewon-
nene Freizeit dafür nutzen, ihr
Englisch aufzubessern. Zudem
möchte sie etwas von der Welt se-
hen. Irland war bisher ein Traum
von ihr. 
Wir danken ihr von Herzen für
die vielen gemeinsamen Jahre
und hoffen, dass nicht nur ihr
Traum von Irland in Erfüllung
geht.                                                               �

MMaarriioonn  KKrraatteell  ggeehhtt  iinn  ddeenn  
RRuuhheessttaanndd
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� Zum ersten Mal seit 1983
fand der Deutsche Mieter-

tag wieder in Köln statt. Im Hotel
Maritim trafen sich fast 600 Dele-
gierte aus dem ganzen Bundes-
gebiet, um drei Tage lang zu be-
raten und Beschlüsse zu fassen.
Mediale Aufmerksamkeit erregte
insbesondere der Besuch von
Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU), die auf einer öffentlichen
Kundgebung eine 25-minütige
Rede hielt, nachdem sie sich
kurz zuvor ins Goldene Buch der
Stadt Köln eingetragen hatte. 
Hochrangige Bundespolitiker
sind auf dem Mietertag seit jeher
regelmäßig zu Gast. Schon viele
Bundesbauminister wurden dort
begrüßt. Jedoch die letzten Bun-
deskanzler, die auf einem Deut-
schen Mietertag sprachen, wa-
ren Gerhard Schröder 2005 in
Kiel und zuvor Helmut Schmidt
1977 in Hamburg. Der Besuch der
Kanzlerin zeigte somit, wie pre-
kär die Lage auf dem Wohnungs-
markt, insbesondere in den Me-
tropolen, ist. 

68. Deutscher Mietertag in Köln
Bundeskanzlerin Angela Merkel sprach zur Krise auf dem 

Wohnungsmarkt, Delegierte entschieden über mehr als 100 Anträge

Köln

Dass die Kanzlerin erschien, war
insbesondere dem Engagement
des Vorsitzenden des Mieterver-
eins Köln, Franz-Xaver Corneth,
zu verdanken, der im Vorfeld sei-

ne guten persönlichen Kontakte
nutzte. Merkel wies in ihrer Rede
darauf hin, welche Anstrengun-
gen notwendig sind, damit eine
gerechte und ausgewogene Mie-

tenpolitik effektiv durchgesetzt
werden kann. Sie versicherte,
dass bezahlbares Wohnen ganz
oben auf der Tagesordnung der
Regierung stehe. 
Deutschland müsse grundle-
gend erneuert werden, auch im
Wohnungsbau. Nach einer
Grundgesetzänderung könne
der Bund den sozialen Woh-
nungsbau weiter fördern, das
Wohngeld werde um 30 Prozent
erhöht, das Baukindergeld sei
eingeführt worden, nun müsse
mehr und richtig gebaut werden.
Mit ihrer Rede stieß die Kanzlerin
aber nicht nur auf Zustimmung.
Der Präsident des Deutschen
Mieterbundes, Dr. Franz-Georg
Rips, der auch Mitglied im Vor-
stand des Mietervereins Köln ist,
stellte zuvor fest, im Wohnungs-
bereich habe der Markt versagt,

BBuunnddeesskkaannzzlleerriinn  DDrr..  AAnnggeellaa  MMeerrkkeell  wwäähhrreenndd  iihhrreerr  RReeddee  aauuff  ddeemm  DDeeuuttsscchheenn  MMiieetteerrttaagg
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die Zielvorgaben der Bundesre-
gierung für den Wohnungsneu-
bau seien nicht erreicht worden,
vielmehr sei eine staatliche Re-
gulierung der Wohnungsmärkte
notwendig.
Unter anderem forderte er ein
Grundrecht auf angemessenes
und bezahlbares Wohnen im
Grundgesetz, eine stärkere Ge-
meinwohlorientierung der Woh-

nungspolitik, eine neue Gemein-
nützigkeit, ein zentrales Immo-
bilienregister und vieles mehr.
Außerdem sprachen im Rahmen
der öffentlichen Kundgebung
die Kölner Oberbürgermeisterin
Henriette Reker sowie Ina Schar-
renbach, die Ministerin für Hei-
mat, Kommunales, Bau und
Gleichstellung des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Sie erklärte, sie

unterstütze die Forderung des
Bundesjustizministeriums, die
Mietpreisbremse mit wirksamen
Sanktionen zu versehen. 
Im Rahmen der Nachmittagsver-
anstaltung wurde der bisherige
Bundesdirektor Lukas Sieben-
kotten zum neuen, hauptamtli-
chen Präsidenten des Deutschen
Mieterbundes gewählt. Dr.
Franz-Georg Rips, der dieses Amt

zwölf Jahre innehatte, stand aus
Altersgründen für eine Wieder-
wahl nicht mehr zur Verfügung,
wurde jedoch auf Lebenszeit
zum Ehrenpräsidenten ernannt.
Ein emotionaler Auftritt, der von
Standing Ovations begleitet wur-
de. 
Franz-Xaver Corneth, der schon
seit Jahren dem Präsidium ange-
hört, wurde im Rahmen des Mie-
tertages zum stellvertretenden
Schriftführer für die nächsten
zwei Jahre gewählt. Hans-Jürgen
Oldiges, einer der beiden Ge-
schäftsführer des Mietervereins
Köln, wurde in seinem Amt als
Kassenprüfer des Deutschen
Mieterbundes bestätigt.
Schließlich wurde über insge-
samt mehr als 100 Anträge abge-
stimmt, die sowohl mietrechtli-
che als auch wohnungs- und or-
ganisationspolitische Themen
betrafen.
Der Mieterverein Köln selbst
stellte beim Mietertag mit insge-
samt 16 Delegierten ein starkes
Kontingent.                                               �
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